
Zeitbudgets statt Sektorengrenzen
Eine unabhängige Arbeitsgruppe aus Expert:innen der Altenhilfe legt einen Reformvorschlag vor, der die Pflegeversicherung 

einfacher, flexibler und zukunftsfest machen soll. Im Mittelpunkt stehen persönliche Zeitbudgets, die Betroffenen echte 
Wahlfreiheit geben und innovative, sektorenübergreifende Angebote ermöglichen – ohne Mehrkosten für das System.

Von Roman Tillmann

V or drei Jahren hat sich 
eine politisch unab‑
häng ige Gruppe 
aus Betreibern, Ver‑

bandsvertretern und Beratern 
der Altenhilfe zusammenge‑
tan, um einen Diskussionsvor‑
schlag zur Reform der Pflege
versicherung zu erarbeiten. 
Diese Arbeitsgruppe hat einen 
Vorschlag zur wirkungs- und 
personenfokussierten Pf lege 
und Betreuung entwickelt, die 
eine reale Kürzung von Leis‑
tungen vermeidet, ohne syste‑
matische Mehrkosten zu er‑
zeugen. Die Gruppe will damit 
wichtige Impulse zur grundle‑
genden Reform der Leistungen 
der Sozialen Pflegeversicherung 
geben.

Ziel des Reformvorschlag ist 
es, das Leistungsrecht so wei‑
terzuentwickeln, dass sozial
unternehmerische und innova‑
tive Angebote bei gleichzeitiger 
Auf hebung der Sektoren
grenzen entstehen. Aus die‑
sen Angeboten sollen sich die 
Menschen mit Pflege- und Be‑
treuungsbedarf die für sie pas‑
senden Leistungen auswählen. 
Nicht der Staat bestimmt den 
Bedarf, sondern die Betroffenen 
selbst. Dabei soll nicht mehr 
Geld ins System fließen, son‑

dern die vorhandenen Mittel 
effizienter und zielgerichteter 
verwendet werden. Es geht um 
eine Vereinfachung des Pflege‑
systems für pflegebedürftige 
Menschen und deren Angehö‑
rige und die Hebung von Ef‑
fizienzpotenzialen. Damit soll 
die Pflegeversicherung demo‑
grafiefest und langfristig finan‑
ziell tragfähig werden.

Am 27.01.2026 traf sich 
die Gruppe erneut in Ber‑
lin, um über den Bericht der 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
„Zukunftspakt Pf lege“ aus 
Sicht der Sozialunternehmen 
und deren Kunden zu disku‑
tieren und Gemeinsamkeiten 
mit dem eigenen Reformansatz 
zu identifizieren. Dabei wur‑
den einige Übereinstimmun‑
gen in den Zielen festgestellt, 
z. B. dem Vorschlag zur Auf‑
hebung der Sektorengrenzen. 
Jedoch wird es nun entschei‑
dend sein, wie der Gesetzes‑
entwurf ausgestaltet wird und 
ob die im Zukunftspakt darge‑
stellten Reformansätze auch in 
das Gesetz einfließen werden.

Kernpunkt des Diskussions‑
vorschlags der unabhängigen 
Arbeitsgruppe ist die Einfüh‑
rung eines persönlichen, kalen‑
dertäglichen Zeitbudgets an‑
stelle fester Geldsummen pro 
Pflegegrad, welches die Pflege
bedürftigen nach eigenem Be‑

darf flexibel einsetzen können. 
Durch die Aufhebung der Sek‑
torengrenzen zwischen ambu‑
lanter und stationärer Pflege 
wird die Leistung vom Wohn
ort gelöst, sodass Zeitbudgets 
auch mit anderen Betroffenen 
für gemeinschaftliche Ange‑
bote zusammengelegt wer‑
den können. Dabei steht das 
Wunsch- und Wahlrecht im 
Vordergrund, wonach die Be‑
troffenen selbst über die pas‑
senden Leistungen entschei‑
den, um vorhandene Mittel 
eff izienter und zielgerichte‑

ter zu nutzen. Ein bundesein‑
heitliches Preisfindungsmodell 
sorgt zudem für Planungssi‑
cherheit, während gleichzei‑
tig Anreize für Prävention, 
Bürokratieabbau und digitale 
Innovationen geschaffen wer‑
den. Durch die Auflösung der 
Sektorengrenzen können prä‑
ventive Leistungen, die eben‑
falls in Zeit bemessen werden, 
in die Angebote aufgenommen 
werden. Die Leistungserbringer 
erhalten damit Anreize, hoch‑
wertige Präventionsleistungen 
nachhaltig anzubieten.

 
Der Autor Roman Tillmann ist 
Diplom-Kaufmann und Partner der 
rosenbaum nagy unternehmens
beratung GmbH.

Weitere Informationen zum Dis-
kussionsvorschlag zur Reform der 
Pflegeversicherung der Arbeits-
gruppe können über den Autor, der 
selbst Mitglied der Arbeitsgruppe 
ist, oder Thomas Eisenreich (thomas. 
eisenreich@homeinstead.de), einer 
der Initiatoren der Arbeitsgruppe, 
bezogen werden.

Die Arbeitsgruppe traf sich Ende Januar in Berlin� Foto:  privat
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Aus für Alzheimer-Medikament? 
G-BA sieht keinen belegten Zusatznutzen

Es ist ein Rückschlag für einen 
Hoffnungsträger: Für den Alz‑
heimer-Wirkstoff Lecanemab 
gibt es nach Ansicht eines ent‑
scheidenden Expertengremiums 
keinen belegten Zusatznutzen 
im Vergleich zu älteren Behand‑
lungsansätzen. Der erste Wirk‑
stoff in Deutschland, der sich 
direkt gegen die Eiweißablage‑
rungen im Gehirn wende, habe 
bei Symptomatik oder Lebens‑
qualität nicht besser abgeschnit‑
ten als Behandlungen, die nur auf 
Symptome zielten, schreibt der 
Gemeinsame Bundesausschuss 
von Ärzten, Krankenkassen und 
Kliniken (G‑BA).

Wie geht es nun weiter mit 
dem Alzheimer-Mittel? Leca‑
nemab kann trotz dieses Be‑
schlusses zunächst weiter ver‑
ordnet werden – langfristig ist 
das jedoch fraglich: Der G‑BA-
Beschluss hat großen Einfluss 
auf die Verhandlungen über den 
Preis, den gesetzliche Kranken‑
kassen für Lecanemab zu zahlen 
bereit sind – und damit auch da‑
rauf, ob der Hersteller es über‑
haupt auf dem deutschen Markt 
belässt. Im konkreten Fall ist 
das Problem, dass Lecanemab 
etwa hundertfach teurer ist als 
die schon länger verfügbaren, 
auf Symptome abzielenden Mit‑
tel, wie Peter Berlit, General
sekretär der Deutschen Gesell‑
schaft für Neurologie, erklärt. 

Ohne Zusatznutzen darf der 
Preis des neuen Medikamentes 
nicht allzu stark von dem ver‑
fügbarer Arzneimittel abwei‑
chen. In diesem Fall sind dies 
Acetylcholinesterase-Hemmer 
mit Jahresbehandlungskosten 
von etwa 250 Euro anstelle von 
25.000 Euro für den Antikörper.

So tief senken werde der Her‑
steller den Preis bei Lecanemab 
aber sehr wahrscheinlich nicht 
können  – und es stattdessen 
womöglich lieber vom deut‑
schen Markt nehmen. Für die 
Verhandlungen gibt es einen 
Zeitraum von sechs Monaten. 
„Danach wird Lecanemab in 
Deutschland dann womöglich 
nicht mehr angeboten“, so Berlit.

Lecanemab ist unter dem 
Handelsnamen Leqembi seit 
dem 1. September 2025 in 
Deutschland auf dem Markt. 
Die gesetzlichen Krankenkassen 
übernehmen in den ersten sechs 
Monaten nach Markteintritt 
den vom Hersteller festgeleg‑
ten Preis für ein neues Medika‑
ment. In dieser Zeit bewertet der 
G‑BA den Zusatznutzen. Nach 
dem G‑BA-Beschluss handelt 
der GKV-Spitzenverband nun 
den Preis für das Medikament 
mit dem Pharmahersteller Eisai 
aus. Einigen sie sich nicht, kann 
der Hersteller das Mittel vom 
deutschen Markt zurückziehen. 
� (dpa)


